Stand: 11/2022


	§ 14 AktO mit Listen 14, 14a und 15 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 14 Vollstreckungssachen des Vollstreckungsgerichts
	§ 24 Vollstreckungssachen des Vollstreckungsgerichts

	(1) 1Vollstreckungssachen werden in zwei getrennten Abteilungen (Listen 14 und 15) erfasst.
	§ 24 (1) 1Als Vollstreckungssachen sind zu registrieren:


1. unter dem Registerzeichen „K“ Anträge auf Zwangsversteigerung von Gegenständen des unbeweglichen Vermögens einschließlich Wiederversteigerungen
2. unter dem Registerzeichen „L“ Anträge auf Zwangsverwaltung von Gegenständen des unbeweglichen Vermögens, …
§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	2In der Abteilung I werden die Verteilungsverfahren, 
die Zwangsversteigerungen und Zwangsverwaltungen von 
unbeweglichen Gegenständen sowie die Konkurssachen und Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses einschließlich 

der diesen Verfahren vorausgehenden Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und eingehende Ersuchen um grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe (§ 1078 ZPO) erfasst.
	

	3In Abteilung II sind alle sonstigen zur Zuständigkeit des Vollstreckungsgerichts gehörigen Sachen einschließlich der diesen Verfahren sowie den Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung vorausgehenden Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe zu erfassen.
	§ 24 (1) 1Als Vollstreckungssachen sind zu registrieren: …
3. unter dem Registerzeichen „M“ Anträge, die die Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen betreffen, insbesondere 
a)	Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen durch den Gerichtsvollzieher nach § 117 ZPO,
b)	Anträge auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses nach §§ 829, 835 ZPO,
c)	Erinnerungen gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher nach § 766 ZPO und Rechtsbehelfe nach § 954 Absatz 2 ZPO in Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Verordnung (EU) Nummer 655/2014,
d)	Widersprüche gegen die Eintragungsanordnung nach § 882d Absatz 1 ZPO und Anträge auf einstweilige Aussetzung der Eintragung nach § 882d Absatz 2 ZPO,
e)	Anträge auf Erlass eines Haftbefehls nach § 802g ZPO oder § 284 Absatz 8 AO,
f)	Anträge auf Genehmigung der Durchsuchung der Wohnung des Schuldners nach § 758a ZPO, § 287 Absatz 4 AO,
g)	Anträge auf Vollstreckungsschutz nach § 765a ZPO,
h)	Anträge auf Festsetzung der Vollstreckungskosten nach § 788 Absatz 2 ZPO,
i)	Anträge der Finanzbehörde auf Anordnung der Ersatzzwangshaft nach § 334 Absatz 1 AO,
j)	Vollziehung von in einem anderen Mitgliedsstaat erlassenen Beschlüssen zur vorläufigen Kontenpfändung nach § 949 Absatz 2, §§ 952 und 954 Absatz 4 ZPO,
k)	Anträge auf Aufhebung, Einstellung oder Beschränkung der Zwangsvollstreckung, zum Beispiel nach § 769 Absatz 2, § 949 Absatz 2 ZPO in Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nummer 655/2014, § 954 Absatz 3 Satz 1, § 955 Satz 1, §§ 1084, 1096, 1109 ZPO oder § 31 AUG,
l)	Anträge auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nach § 889 ZPO, …

	(2) Nicht als Vollstreckungssachen zu erfassen sind:
a)	Anträge auf Eintragung einer Sicherungshypothek im Wege der Zwangsvollstreckung oder zur Vollziehung eines Arrestes in ein Grundstück oder in eine Berechtigung (§§ 867, 932 ZPO), da sie als Grundbuchsachen zu behandeln sind,
b)	Anträge auf Vollziehung eines Arrestes in eine Forderung, weil dann das Arrestgericht (als Vollstreckungsgericht) zuständig ist (§ 930 ZPO).
	Folgt aus der Auflistung in § 24 Absatz 1 Nummer 3

	(3) Unter J wird das Verteilungsverfahren bei der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen erfasst; ausgenommen sind die Fälle, in denen es einen Teil eines anderen selbständigen Verfahrens bildet, z.B. im Konkurs-, im Insolvenzverfahren oder bei der Zwangsvollstreckung in unbewegliches Vermögen, das auch bewegliche Gegenstände umfasst.
	§ 24 (1) 1Als Vollstreckungssachen sind zu registrieren: …
4. unter dem Registerzeichen „J“ Verteilungsverfahren
a)	bei der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen nach § 872 ZPO,
b)	außerhalb der Zwangsvollstreckung, die nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung durchzuführen sind, zum Beispiel nach § 55 Satz 3 1. Alternative BLG,
c)	außerhalb der Zwangsversteigerung, die nach den für die Verteilung des Erlöses im Falle der Zwangsversteigerung geltenden Vorschriften durchzuführen sind, zum Beispiel nach Artikel 53 EGBGB,
d)	nach § 75 Absatz 2 FlurbG, § 54 Absatz 3 LBG, § 119 Absatz 3 BauGB und § 94 Absatz 4 BBergG.
§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend …

	(4) 1Unter K und L sind sämtliche Zwangsversteigerungen und Zwangsverwaltungen von Gegenständen des unbeweglichen Vermögens (Grundstücken, den im § 864 ZPO bezeichneten Berechtigungen, Schiffen und Luftfahrzeugen) zu erfassen, und zwar auch dann, wenn sie nicht im Wege der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen betrieben werden.
	§ 24 (1) 1Als Vollstreckungssachen sind zu registrieren:
1. unter dem Registerzeichen „K“ Anträge auf Zwangsversteigerung von Gegenständen des unbeweglichen Vermögens einschließlich Wiederversteigerungen,
2. unter dem Registerzeichen „L“ Anträge auf Zwangsverwaltung von Gegenständen des unbeweglichen Vermögens, …

	2In Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen ist ein Vorblatt (Liste 14a) zu führen, das den Akten vorzuheften ist.
	§ 24 (3) In Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen sind folgende weitere Angaben auf einem Aktenvorblatt zu vermerken:
1. Datum und Blattzahl des jeweiligen Anordnungsbeschlusses,
2. Datum und Blattzahl des jeweiligen Beitrittsbeschlusses,
3. Datum und Blattzahl des jeweiligen Einstellungsbeschlusses,
4. Datum und Blattzahl des jeweiligen Fortsetzungsbeschlusses,
5. Datum und Blattzahl des jeweiligen Aufhebungsbeschlusses,
6. Bemerkung, zum Beispiel Wiederversteigerung.

	3Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts (Amtsgerichts) kann anordnen, dass in das Vorblatt weitere Angaben aufzunehmen sind.
	§ 1 (3) 2In allen anderen Fällen kann die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts sowie die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt Anordnungen treffen. 3Hierüber ist die oberste Landesbehörde zu informieren.

	(5) Unter M sind insbesondere die Sachen zu registrieren, 
die die Tätigkeit des Vollstreckungsgerichts bei der Zwangsvollstreckung in das 
bewegliche Vermögen betreffen, z.B.
	§ 24 (1) 1Als Vollstreckungssachen sind zu registrieren ….
3.	unter dem Registerzeichen „M“ Anträge, die die Zwangsvollstreckungssachen in das bewegliche Vermögen betreffen, insbesondere 

	-	Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen durch den Gerichtsvollzieher (§ 114 ZPO),
	a)	Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen durch den Gerichtsvollzieher nach § 117 ZPO,

	-	Anträge auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses 
(§§ 829, 835 ZPO),
	b)	Anträge auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses nach 
§§ 829, 835 ZPO,

	-	Anträge auf Aufhebung, Einstellung oder Beschränkung der Zwangsvollstreckung (zum Beispiel § 769 Abs. 2, § 954 Abs. 2 ZPO in Verbindung mit Artikel 
34 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 655/2014, § 954 Absatz 3 
Satz 1, § 955 Satz 1, §§ 1084, 1096, 1109 ZPO oder § 31 AUG),
	k)	Anträge auf Aufhebung, Einstellung oder Beschränkung der Zwangsvollstreckung, zum Beispiel nach § 769 Absatz 2, § 949 Absatz 2 ZPO in Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nummer 655/2014, § 954 Absatz 3 Satz 1, § 955 Satz 1, §§ 1084, 1096, 1109 ZPO oder § 31 AUG,

	-	Erinnerungen gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher (§ 766 ZPO) und Rechtsbehelfe nach § 954 Absatz 2 ZPO in 
Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 655/2014,
	c)	Erinnerungen gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher nach § 766 ZPO und Rechtsbehelfe nach § 954 Absatz 2 ZPO in Verbindung mit Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Verordnung (EU) Nummer 655/2014,

	-	Vollziehung von in einem anderen Mitgliedstaat erlassenen Beschlüssen zur vorläufigen Kontenpfändung nach § 949 Absatz 2, §§ 952, 954 Absatz 4 ZPO,
	j)	Vollziehung von in einem anderen Mitgliedsstaat erlassenen Beschlüssen zur vorläufigen Kontenpfändung nach § 949 Absatz 2, §§ 952 und 954 Absatz 4 ZPO,

	-	Anträge auf Vollstreckungsschutz (§ 765a ZPO),
	g)	Anträge auf Vollstreckungsschutz nach § 765a ZPO,

	-	Anträge auf Festsetzung der Vollstreckungskosten (§ 788 Abs. 2 ZPO),
	h)	Anträge auf Festsetzung der Vollstreckungskosten nach § 788 Absatz 2 ZPO,

	-	Anträge auf Genehmigung der Durchsuchung der Wohnung der Schuldnerin bzw. des Schuldners (§ 758a ZPO, § 287 Abs. 4 AO),
	f)	Anträge auf Genehmigung der Durchsuchung der Wohnung des Schuldners 
nach § 758a ZPO, § 287 Absatz 4 AO,

	-	Anträge der Finanzbehörde auf Anordnung der Ersatzzwangshaft 
(§ 334 Abs. 1 AO),
	i)	Anträge der Finanzbehörde auf Anordnung der Ersatzzwangshaft 
nach § 334 Absatz 1 AO,

	-	Anträge auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nach § 889 ZPO,
	l)	Anträge auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nach § 889 ZPO, 

	-	Widersprüche gegen die Eintragungsanordnung (§ 882d Absatz 1 ZPO) und
-	Anträge auf einstweilige Aussetzung der Eintragung (§ 882d Absatz 2 ZPO),
	d)	Widersprüche gegen die Eintragungsanordnung nach § 882d Absatz 1 ZPO und Anträge auf einstweilige Aussetzung der Eintragung nach § 882d Absatz 2 ZPO,

	-	Anträge auf Erlass eines Haftbefehls (§ 802g ZPO oder § 284 Absatz 8 AO).
	e)	Anträge auf Erlass eines Haftbefehls nach § 802g ZPO oder § 284 Absatz 8 AO,

	
	

	Liste 14 (§ 14 Abs. 1)
	

	Vollstreckungssachen (Abteilung I) J, K, L, N, VN
	

	Zu erfassen sind:
	§ 24 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: 

	1.	Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	3.	Bezeichnung der Gläubigerin bzw. des Gläubigers
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien und Beteiligten sowie deren Anschrift
a) Gläubiger oder Antragsteller,
b) Schuldner oder Antragsgegner mit Geburtsdatum,
c) weiterer Beteiligter,

	4.	Ggf. Bezeichnung der Antragstellerin bzw. des Antragstellers
	

	5.	Bezeichnung der Schuldnerin bzw. des Schuldners/der Gemeinschuldnerin bzw. des Gemeinschuldners
	

	6.	Ggf. Bezeichnung der Antragsgegnerin oder des Antragsgegners
	

	7.	Datum des Eröffnungsbeschlusses für
a)	Konkursverfahren
b)	Vergleichsverfahren
c)	Anschlusskonkursverfahren
d)	Gesamtvollstreckungsverfahren (nur in Hessen)
	

	8.	Datum der Ablehnung
	

	9.	Datum der Weglegung
	

	
	4.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	10.	Bemerkungen
	5.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib oder weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Unter L ist auch die Zwangsliquidation einer Bahneinheit zu erfassen; sie ist unter „Bemerkungen“ besonders kenntlich zu machen.
	Das Preußische Gesetz über die Bahneinheiten gilt noch in BW, BE, HE und SH. Diese Länder können bei Bedarf landesspezifische Regelungen erlassen.

	2.	1Betrifft ein verfahrenseinleitendes Schriftstück auf Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung mehrere Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte, erfolgt bei Eingang eine Registrierung unter einem Aktenzeichen.
	§ 24 (2)°1Eine Vollstreckungssache ist nicht erneut zu registrieren, wenn: …
2Eine Vollstreckungssache ist nur einmal zu registrieren, wenn ein verfahrenseinleitendes Dokument auf Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung mehrere Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte betrifft.

	2Ordnet das Gericht später die Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung in getrennten Verfahren an, so behält ein Verfahren das bisherige Aktenzeichen; die übrigen werden unter neuen Aktenzeichen registriert.
	§ 7 (2) 1Für ein abgetrenntes Verfahren ist ein neues Aktenzeichen zu vergeben.

	3Mehrere Verfahrensarten sind stets getrennt zu registrieren.
	§ 24 (1) 2Vollstreckungs- und Teilungsversteigerungen sind getrennt voneinander zu registrieren.

	3.	Die (Neu)Erfassung unterbleibt
a)	beim Beitritt einer Gläubigerin bzw. eines Gläubigers zu einer bereits anhängigen Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung,
b)	bei Eingang eines Antrages auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe, sofern die Sache bereits anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird,
c)	bei Eingang eines Vollstreckungsantrages, sofern hierfür bereits ein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe läuft oder durch Beschluss erledigt worden ist; ist gegen den ablehnenden Beschluss des Gerichts Beschwerde eingelegt worden, so unterbleibt die Neufassung auch dann, wenn der Vollstreckungsantrag nach Erledigung der Beschwerde eingeht.
	§ 24 (2) 1Eine Vollstreckungssache ist nicht erneut zu registrieren, wenn
1. in einer bereits anhängigen Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung ein weiterer Antrag gestellt wird, …


§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	4.	Eine Wiederversteigerung ist neu zu erfassen und unter „Bemerkungen“ erkennbar zu machen.
	§ 24 (3) In Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen sind folgende weitere Angaben auf einem Aktenvorblatt zu vermerken: …
6.	Bemerkung, zum Beispiel Wiederversteigerung.

	5.	Bei den unter J, K und L erfassten Verfahren sind Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Liste 14a (§ 14 Abs. 4)
	

	Vorblatt in Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen
	

	Zu erfassen sind:
	§ 24 (3)°In Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen sind folgende weitere Angaben auf einem Aktenvorblatt zu vermerken:

	
1.	Aktenzeichen
	§ 24 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
1.	Aktenzeichen,

	2.	Bezeichnung der Schuldnerin/der Schuldnerinnen, des/der Schuldners/der Antragsgegnerin/der Antragsgegnerinnen, des Antragsgegners/der Antragsgegner
	§ 24 (4) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien und Beteiligten sowie deren Anschrift:
a)	Gläubiger oder Antragsteller,
b)	Schuldner oder Antragsgegner mit Geburtsdatum,
c)	weiterer Beteiligter,

	3.	Name und Anschrift der Gläubigerin/der Gläubigerinnen, des Gläubigers/der Gläubiger/der Antragstellerin/der Antragstellerinnen, des Antragstellers/der Antragsteller
	

	4.	Datum des jeweiligen Anordnungsbeschlusses
	1.	Datum und Blattzahl des jeweiligen Anordnungsbeschlusses,

	5.	Datum des jeweiligen Beitrittsbeschlusses
	2.	Datum und Blattzahl des jeweiligen Beitrittsbeschlusses,

	6.	Datum des jeweiligen Einstellungsbeschlusses
	3.	Datum und Blattzahl des jeweiligen Einstellungsbeschlusses,

	7.	Datum des jeweiligen Fortsetzungsbeschlusses
	4.	Datum und Blattzahl des jeweiligen Fortsetzungsbeschlusses,

	8.	Datum des jeweiligen Aufhebungsbeschlusses
	5.	Datum und Blattzahl des jeweiligen Aufhebungsbeschlusses,

	9.	Bemerkungen
	6.	Bemerkung, zum Beispiel Wiederversteigerung.

	Erläuterungen:
	

	1.	1Es ist darauf zu achten, dass der Akte stets ein aktueller Auszug dieser Liste als Vorblatt vorangeheftet ist.
	§ 2 (3) 3Diese Daten sind auf dem aktuellen Stand zu halten.
§ 3 (2) 4Die Angaben und Vermerke sind auf dem aktuellen Stand zu halten.

	2Sofern eine Gläubigerin bzw. ein Gläubiger ihren bzw. seinen Antrag zurückgenommen hat und das Verfahren auf Betreiben einer anderen Gläubigerin bzw. eines anderen Gläubigers fortgesetzt wird, ist dies in geeigneter Weise kenntlich zu machen.
	entbehrlich

	3Die Fortsetzung eines eingestellten Verfahrens ist besonders zu kennzeichnen.
	entbehrlich

	2.	Die Angabe der jeweiligen Blattzahl soll den einzelnen Positionen als Zusatzinformation hinzugefügt werden.
	§ 24 (3)°… und Blattzahl des …

	
	

	Liste 15 (§§ 14 Abs. 1, 14a Abs. 2)
	

	Vollstreckungssachen (Abteilung II) M, MZ
	

	Zu erfassen sind:
	§ 24 (4)°Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: 

	1.	Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	3.	Bezeichnung der Gläubigerin bzw. des Gläubigers
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien und Beteiligten sowie deren Anschrift
a)	Gläubiger oder Antragsteller,
b)	Schuldner oder Antragsgegner mit Geburtsdatum,
c)	weiterer Beteiligter,

	4.	Ggf. Bezeichnung der Antragstellerin bzw. des Antragstellers (z. B. § 771 Abs. 3 ZPO; beim Zentralen Vollstreckungsgericht bei Bedarf Bezeichnung des die Eintragungsanordnung einliefernden Gerichtsvollziehers sowie Datum und Dienstregisternummer der Eintragungsanordnung)
	

	5.	Bezeichnung der Schuldnerin bzw. des Schuldners (ggf. mit Geburtsdatum und Adresse)
	

	
	4.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	6.	Bemerkungen
	5.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib oder weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Wegen der Beschränkung der Neufassung bei Erinnerungen gegen Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse und anderen Anträgen ist § 7 Abs. 4 Satz 3 AktO zu beachten.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend …
5.	Rechtsbehelfe,

	2.	Die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung von der Gemeinschuldnerin bzw. vom Gemeinschuldner im Konkurs bzw. Insolvenzverfahren (§ 125 KO, §§ 98, 101, 153 InsO) ist nicht einzutragen.
	Statistik

	3.	Anträge auf gleichzeitige Pfändung und Überweisung einer Forderung erhalten nur ein Aktenzeichen.
	§ 24 (2) 2Eine Vollstreckungssache ist nicht erneut zu registrieren, wenn …
2.	ein Antrag auf einstweilige Aussetzung der Eintragung gestellt ist oder wird, sofern ein Widerspruch gegen die Eintragungsanordnung bereits erhoben ist oder wird (§ 882d ZPO) oder das Vollstreckungsgericht mit einem Pfändungsbeschluss, den es selbst erlassen hat, nochmals befasst wird,

	4.	Ein Antrag ist auch dann nur unter einer Nummer zu registrieren, wenn er sich gegen mehrere Schuldnerinnen bzw. Schuldner richtet oder mehrere Gläubigerinnen bzw. Gläubiger beteiligt sind; die einzelnen Schuldnerinnen bzw. Schuldner oder Gläubigerinnen bzw. Gläubiger sind in geeigneter Weise unterscheidbar aufzuführen (z. B. Beifügung kleiner Buchstaben).
	Statistik

	5.	Ist vor der Erledigung eines Antrags eine Verfügung über die Abgabe an das örtlich zuständige Gericht ergangen, so ist das Verfahren besonders kenntlich zu machen und bei der Auszählung wegzulassen.
	Statistik

	6.	1Unter „Bemerkungen“ ist der Gegenstand der Angelegenheit in abgekürzter Form (z. B. Pf.Ü., V. S.) oder durch Angabe der verfahrensbestimmenden Vorschrift (z. B. § 829 ZPO, § 765a ZPO) zu bezeichnen.
	Statistik

	2Dieser Bezeichnung bedarf es nicht, wenn für einzelne Zwangsvollstreckungssachen Teillisten geführt werden.
	

	7.	Die (Neu)Erfassung unterbleibt
	§ 24 (2) 1Eine Vollstreckungssache ist nicht erneut zu registrieren, wenn …
2.	ein Antrag auf einstweilige Aussetzung der Eintragung gestellt ist oder wird, sofern ein Widerspruch gegen die Eintragungsanordnung bereits erhoben ist oder wird (§ 882d ZPO), 
3.	das Vollstreckungsgericht mit einem Pfändungsbeschluss, den es selbst erlassen hat, nochmals befasst wird.

	a)	bei Eingang eines Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder eines eingehenden Ersuchens um grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe (§ 1078 ZPO), sofern die Sache bereits bei dem Vollstreckungsgericht anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird, 
	§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.
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